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Allgemeine Einkaufsbedingungen (AEB) 

1. Geltungsbereich 
1.1 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen (AEB) gelten für alle Bestellungen und 

Verträge über den Einkauf von Waren und Dienstleistungen durch ALUNOX Schweißtechnik 

GmbH (nachfolgend „Besteller“). 

1.2 Abweichende oder ergänzende Bedingungen des Lieferanten werden nur dann 

Vertragsbestandteil, wenn der Besteller deren Geltung ausdrücklich schriftlich zustimmt. 

2. Bestellung und Vertragsabschluss 
2.1 Bestellungen erfolgen ausschließlich in schriftlicher Form. Mündliche Nebenabreden 

oder Änderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Bestätigung durch den 

Besteller. 

2.2 Der Lieferant ist verpflichtet, die Bestellung innerhalb von 3 Werktagen schriftlich zu 

bestätigen. Erfolgt keine Bestätigung innerhalb dieser Frist, ist der Besteller zum Widerruf 

berechtigt. 

3. Preise und Zahlungsbedingungen 
3.1 Die in der Bestellung genannten Preise sind Festpreise und verstehen sich, soweit nicht 

anders vereinbart, einschließlich Verpackung, Fracht, Versicherung und sonstiger 

Nebenkosten sowie zzgl. der jeweils geltenden gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

3.2 Zahlungen erfolgen innerhalb der vereinbarten Zahlungsfrist nach vollständiger 

Lieferung bzw. Leistungserbringung und Rechnungserhalt.  

4. Lieferung, Lieferzeit und Verzug 
4.1 Die in der Bestellung angegebenen Liefertermine sind verbindlich. 

4.2 Teillieferungen sind nur mit vorheriger Zustimmung des Bestellers zulässig. 

4.3 Bei Lieferverzug ist der Lieferant verpflichtet, den Besteller unverzüglich zu informieren 

und die voraussichtliche Verzögerung mitzuteilen. Die gesetzlichen Ansprüche des 

Bestellers im Verzugsfall bleiben unberührt. 

5. Gefahrübergang und Eigentum 
5.1 Die Lieferung erfolgt „frei Haus“ an die vom Besteller angegebene Lieferadresse. 

5.2 Die Gefahr geht erst mit Übergabe am vereinbarten Bestimmungsort auf den Besteller 

über, auch wenn Versendung vereinbart wurde. 
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5.3 Eigentum an den gelieferten Waren geht mit vollständiger Bezahlung auf den Besteller 

über. 

6. Mängelhaftung und Gewährleistung 
6.1 Der Lieferant garantiert, dass die Ware den vereinbarten Spezifikationen, den 

anerkannten Regeln der Technik sowie den gesetzlichen Vorschriften entspricht. 

6.2 Die gesetzlichen Gewährleistungsansprüche stehen dem Besteller uneingeschränkt zu. 

Die Verjährungsfrist beträgt 36 Monate, ab Gefahrübergang. 

7. Produkthaftung und Versicherung 
7.1 Der Lieferant stellt den Besteller von allen Ansprüchen Dritter aus Produkthaftung frei, 

soweit die Ursache im Herrschafts- und Organisationsbereich des Lieferanten gesetzt ist. 

7.2 Der Lieferant verpflichtet sich, eine angemessene Produkthaftpflichtversicherung auf 

eigene Kosten zu unterhalten und dem Besteller auf Verlangen den Nachweis darüber zu 

erbringen. 

8. Schutzrechte Dritter 
8.1 Der Lieferant garantiert, dass durch die Lieferung und Nutzung der Waren keine 

Schutzrechte Dritter verletzt werden. 

8.2 Der Lieferant stellt den Besteller von allen Ansprüchen Dritter wegen solcher 

Rechtsverletzungen frei. 

9. Vertraulichkeit und Datenschutz 
9.1 Der Lieferant verpflichtet sich, alle nicht offenkundigen kaufmännischen und 
technischen Informationen, die ihm durch die Geschäftsbeziehung bekannt werden, 
vertraulich zu behandeln. 
9.2 Diese Verpflichtung bleibt auch nach Beendigung der Geschäftsbeziehung bestehen. 
9.3 Die Datenschutzvereinbarung, insbesondere nach der DSGVO, sind einzuhalten. 

10. Erfüllungsort, Gerichtsstand und anwendbares Recht 
10.1 Erfüllungsort für Lieferungen und Zahlungen ist der Sitz des Bestellers, soweit nichts 

anderes vereinbart ist. 

10.2 Gerichtsstand ist, soweit gesetzlich zulässig, der Sitz des Bestellers. 

10.3 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts 

(CISG). 
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11. Salvatorische Klausel 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser AEB ganz oder teilweise unwirksam sein oder 

werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Die Parteien 

verpflichten sich, anstelle der unwirksamen Bestimmung eine Regelung zu vereinbaren, die 

dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. 


